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den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1769 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1964 


Der Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

Dr. Bechert Rauhaus 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als m Drucksache IVI236Q 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1959 (Bundesgesetzbl, I S. 37) wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 19 werden folgende §§ 19 a bis 19 f ein- 
gefügt: 

„§ 19 a 

Genehmigung von Rohrleitungsanlagen 
zum Befördern wassergefährdender Stoffe 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Rohr- 
leitungsanlagen zum Befördern wassergefähr- 
dender Stoffe bedürfen der Genehmigimg der für 
das Wasser zuständigen Behörde. Dies gilt nicht 
für Rohrleitungsanlagen, die den Bereich eines 
Werksgeländes nicht überschreiten oder die Zu- 
behör einer Anlage zum Lagern solcher Stoffe 
sind, 

(2) Wassergefährdende Stoffe im Sinne des 
Absatzes 1 sind 

1. Rohöle, Benzine, Diesel-Kraftstoffe und 
Heizöle; 

2. andere flüssige oder gasförmige Stoffe, 
die geeignet sind, Gewässer zu verun- 
reinigen oder sonst in ihren Eigen- 
schaften nachteilig zu verändern; sie 
werden von der Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmt. 

(3) Der Genehmigung bedürfen ferner die 
wesentliche Änderung einer unter Absatz 1 fal- 
lenden Rohrleitungsanlage und die wesentliche 
Änderung des Betriebs einer solchen Anlage. 

(4) Die Genehmigung geht mit der Anlage 
auf den Rechtsnachfolger über. Der bisherige In- 
haber der Genehmigung hat der nach Absatz 1 
zuständigen Behörde den Übergang anzuzeigen. 

§ 19 b 

Auflagen imd Bedingungen, 
Versagung der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung kann zum Schutze der 
Gewässer, insbesondere zum Schutze des Grund- 


wassers, unter Festsetzung von Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden; § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
gilt sinngemäß. Die Genehmigung kann befristet 
werden. Auflagen über Anforderungen an die 
Beschaffenheit und den Betrieb der Anlage sind 
auch nach Erteilung der Genehmigung zulässig, 
wenn zu besorgen ist, daß eine Verunreinigung 
der Gewässer oder eine sonstige nachteilige Ver- 
änderung ihrer Eigenschaften eintritt. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
durch die Errichtung oder den Betrieb der Rohr- 
leitungsanlage eine Verunreinigung der Gewäs- 
ser oder eine sonstige nachteilige Veränderung 
ihrer Eigenschaften zu besorgen ist und auch 
durch Auflagen nicht verhütet oder ausgeglichen 
werden kann. Bei Rohrleitungsanlagen, die die 
Grenzen der Bundesrepublik kreuzen, kann die 
Genehmigung auch versagt werden, wenn die 
Besorgnis durch Teile der Anlage begründet ist, 
die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes errichtet oder betrieben werden. 

§ 19 c 

Beschränkungen und Rücknahme 
der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung nach § 19 a kann gegen 
Entschädigung beschränkt oder zurückgenommen 
werden, wenn eine Verunreinigung der Gewäs- 
ser oder eine sonstige nachteilige Veränderung 
ihrer Eigenschaften zu besorgen ist. Dies gilt 
auch, wenn die Besorgnis durch Teile der Rohr- 
leitungsanlage begründet ist, die außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes errichtet oder 
betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung kann ohne Entschädi- 
gung beschränkt oder zurück genommen werden, 
wenn der Inhaber 

1. die Genehmigung auf Grund von Nach- 
weisen, die in wesentlichen Punkten 
unrichtig oder unvollständig waren, er- 
halten hat und ihm die Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit bekannt war, 

2. trotz einer mit der Androhung der 
Rücknahme verbundenen Warnung Be- 
dingungen oder Auflagen nicht erfüllt 
hat. 

(3) Unberührt bleibt die Festsetzung nachträg- 
licher Auflagen ohne Entschädigung nach § 19 b 
Abs. l Satz 3. 
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§ 19 d 

Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates zum Schutze der Gewässer, insbesondere 
im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung, 
für die nach § 19 a genehmigungsbedürftigen 
Rohrleitungsanlagen Vorschriften zu erlassen 
über 

1. technische Anforderungen an die Errichtung 
und den Betrieb der Anlagen, 

2. Prüfungen der Anlagen vor Inbetrieb- 
nahme, regelmäßig wiederkehrende Prüfun- 
gen und Prüfungen auf Grund behördlicher 
Anordnung durch amtliche oder für diesen 
Zweck amtlich anerkannte Sachverständige, 

3. Gebühren, die von dem Eigentümer der An- 
lagen und Personen, welche die Anlagen 
herstellen, errichten oder betreiben, für die 
vorgeschriebenen oder behördlich angeord- 
neten Prüfungen der Anlagen zu entrichten 
sind. 

§ 19 e 

Bestehende Anlagen 

(1) Rohrleitungsanlagen, mit deren Errichtung 
vor Eintritt der Genehmigungsbedürftigkeit nach 
§ 19 a Abs. 1 begonnen ist oder die zu diesem 
Zeitpunkt bereits betrieben werden, bedürfen 
einer Genehmigung nach § 19 a Abs. 1 nur, wenn 
für ihre Errichtung oder ihren Betrieb eine Er- 
laubnis nach den auf Grund des § 24 der Ge- 
werbeordnung erlassenen Vorschriften oder eine 
wasserrechtliche Genehmigung erforderlich war 
und soweit diese Erlaubnis oder Genehmigung 
vor Eintritt der Genehmigungsbedürftigkeit nach 
§ 19 a Abs. 1 noch nicht erteilt worden ist. 

(2) Rohrleitungsanlagen, für die nach Absatz 1 
eine Genehmigung nach § 19 a Abs. 1 nicht erfor- 
derlich ist, sind der nach § 19 a Abs. 1 zuständi- 
gen Behörde innerhalb von sechs Monaten nach 
Eintritt der Genehmigungsbedürftigkeit für An- 
lagen dieser Art anzuzeigen. Dies gilt nicht für 
Rohrleitungsanlagen, für die vor Eintritt der 
Genehmigungsbedürftigkeit auf Grund der Lan- 
deswassergesetze eine behördliche Genehmigung 
erteilt ist oder die auf Grund dieser Gesetze an- 
gezeigt worden sind. Auf Anlagen nach Satz 1 
sind § 19 a Abs. 3 und 4, § 21 sowie die Vor- 
schriften nach § 19 d Nr. 3 anzuwenden. § 19 b 
Abs. 1 Satz 3 und die Vorschriften nach § 19 d 
Nr. 2 gelten entsprechend. Die Untersagung des 
Betriebs solcher Anlagen ist unter den Voraus- 
setzungen des § 19 c zulässig; die Pflicht zur 
Entschädigung nach § 19 c Abs. 1 entfällt, soweit 
der Betrieb der Rohrleitungsanlage nach anderen 
Vorschriften ohne Entschädigung hätte untersagt 
werden können. 

§ 19 f 

Zusammentreffen der Genehmigung 
mit gewerbe- und bergrechtlichen Entscheidungen 

(1) Bedarf eine Rohrleitungsanlage der Er- 
laubnis nach den auf Grund des § 24 der Ge- 


werbeordnung erlassenen Vorschriften, so ent- 
scheidet die für die Erlaubnis zuständige Behörde 
auch über die Erteilung der Genehmigung, ihren 
Widerruf, die Erteilung nachträglicher Auflagen 
und über die Untersagung des Betriebes. Sieht 
ein bergrechtlicher Betriebsplan die Errichtung 
oder den Betrieb einer Rohrleitungsanlage vor, 
so entscheidet die Bergbehörde auch über die Er- 
teilung der Genehmigung, ihren Widerruf, die 
Erteilung nachträglicher Auflagen und über die 
Untersagung des Betriebes. 

(2) Die Entscheidungen nach Absatz 1 sind im 
Einvernehmen mit der nach § 19 a Abs. 1 zu- 
ständigen Behörde zu treffen." 

2. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „der 
Benutzung" gestrichen. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Absatz 1 gilt sinngemäß für den, der 
eine Rohrleitungsanlage nach § 19 a errichtet 
oder betreibt, und für die Eigentümer und Be- 
sitzer der Grundstücke, auf denen die Anla- 
gen errichtet sind." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) In dem neuen Absatz 3 werden die Worte 
„nach Absatz 1" durch die Worte „nach den 
Absätzen 1 und 2" ersetzt. 

3. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 wird das Wort „oder" ge- 
strichen. 

b) In Absatz 1 Nr. 5 wird hinter dem Wort 
„stört" der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

c) Dem Absatz 1 werden folgende Nummern 6 
und 7 angefügt: 

„6. eine Rohrleitungsanlage, für die eine Ge- 
nehmigung erforderlich ist, ohne Geneh- 
migung oder unter Nichtbefolgen einer 
Auflage errichtet oder betreibt, oder 

7. bei bestehenden Anlagen nach § 19 e die 
Anzeige unterläßt oder Auflagen nicht 
befolgt." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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